
Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Alois Stöger, diplome, 

Genossinnen und Genossen 

betreffend Abbiegeverbote für LKWs ohne Abbiegeassistenten 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Bericht des Verkehrsausschusses über die 

Regierungsvorlage 559 d.B. betreffend ein Bundesgesetz, mit dem die 

Straßenverkehrsordnung 1960 geändert wird (31. StVO-Novelle) (568 d.B.) TOP 14 

Rechtsabbiegende LKWs stellen im innerstädtischen Bereich für RadfahrerInnen und 

FußgängerInnen eine erhebliche Gefährdung dar. Dem Stand der Technik entsprechende 

Assistenzsysteme können im direkten Umfeld des LKWs ungeschützte Verkehrsteil­

nehmerIlmen erkennen und den Fahrer warnen. Die deutsche Unfall forschung der Versicherer 

(UDV) geht davon aus, dass etwa ein Drittel der im Straßenverkehr getöteten Radfahrerlmlen 

bei Abbiegeunfällen ums Leben kommen. 

In Wien verstarb ein 9-jähriger Bub, nachdem er von einem LKW-Fahrer im toten Winkel 

übersehen wurde. Generell verunglücken eine hohe Anzahl von FahrradfahrerInnen und 

FußgängerInnen durch Kollissionen mit LKWs im Kreuzungsbereich. Im Jahr 2017, dem 

aktuellsten Jahr, das von der Statistik Austria ausgewertet wurde, kamen neun Menschen in 

solchen UnfallsituationeIl ums Leben. In den fünf Jahren davor bewegte sich diese Zahl 

zwischen 14 und 21 Todesopfern. 

Bereits seit dem Jahre 2011 gibt es die technische Möglichkeit des Einbaus eines Abbiege­

assistenten für LKWs. Diese Abbiegeassistenzsysteme können erheblich zur Verbesserung 

der Verkehrssicherheit im Straßenverkehr beitragen und Unfälle zwischen rechtsabbiegenden 

LKWs und ungeschützten VerkehrsteilnehmerInnen verhindem. 

Bereits im Jahre 2017 wurde im Verkehrsministerium das Testprojekt "Mobil-Eye" gestartet, 

in dem LKWs mit einem Abbiegeassistenten ausgestattet wurden. In diesem Test war ein 

Sensor, der ein Warnsignal abgibt, in die LKWs installiert. Dieses Projekt wurde auch durch 

die Wirtschaftskammer begleitet. 
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Eine Studie aus dem Jahr 2011, die vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungs­

wirtschaft in Auftrag gegeben wurde, ergab, dass - bezogen auf alle Unfalle zwischen LKWs 

und RadfahrerInnen und FußgängerInnen - fast die Hälfte mit Hilfe eines Abbiegeassistenten 

vemleidbar gewesen wäre. 

Im Ralunen des SicherheitsgipfeIs des Verkehrsministeriums am 19. Februar 2019 wurde als 

Ergebnis eine Optimierung der Straßenverkehrsordnung angekündigt. Konkret wurde 

ausgeführt, dass Gemeinden eine Verordnungsennächtigung für Abbiegeverbote für LKWs an 

gefährlichen Kreuzungen erhalten sollen tmd die Bestimmung des § 96 StVO entsprechend 

novelliert werden soll. Nunmehr liegt die 31. Straßenverkehrsnovelle auf, doch die 

entsprechende, angekündigte Regelung fehlt gänzlich in dieser Novelle. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Bundesminister fur Verkehr, Innovation und Technologie wird aufgefordert, eine 

Novelle der Straßenverkehrsordnung 1960 vorzulegen, wonach Gemeinden zur Erlassung von 

Abbiegeverboten für Lastkraftwagen ohne Abbiegeassistenzsysteme ennächtigt werden." 

223/UEA XXVI. GP - Entschließungsantrag (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




		2019-04-26T15:07:12+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




